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Aus den Verhandlungen des Regierungsrates 
 

Fristverlängerung für generelle Wasserversorgungsprojekte der Gemeinden 
Die zukünftigen Wasserversorgungsanlagen im Kanton Schaffhausen sollen zweckmässig und 
technisch einwandfrei sowohl auf die Siedlungsentwicklung als auch auf die Bedürfnisse der 
Verbraucher abgestimmt werden. Aus diesem Grunde finanziert der Kanton für die Regionen 
sogenannte Visionsstudien, die als Planungsgrundlage für eine ordnungsgemässe Versorgung 
des heutigen und zukünftigen Siedlungsgebietes mit Trink-, Brauch- und Löschwasser dienen. 
Gemäss Brandschutzverordnung müssten die Gemeinden bis Ende 2006 Detailpläne für ihr 
Versorgungsgebiet, d.h. sogenannte generelle Wasserversorgungsprojekte, erstellen. Da noch 
nicht alle Visionsstudien vorliegen, wird diese Frist präzisiert. Die generellen Wasserversor-
gungsprojekte müssen dann vorliegen, wenn die Gemeinden konkrete Projekte für die Lösch-
wasserversorgung realisieren und dafür beim Kanton Subventionen beantragen. Der Regie-
rungsrat hat eine entsprechende Änderung der Brandschutzverordnung auf den 1. Juli 2006 
beschlossen. 
 

Ja zu 0,5 Promillegrenze im Schiffsverkehr 
Der Regierungsrat begrüsst die Einführung von Blutalkoholgrenzwerten für Schiffsführer und 
die Teilübernahme der EU-Sportbootrichtlinie, wie er in seiner Vernehmlassung an das Eidge-
nössische Departement für Umwelt, Verkehr, Energie und Kommunikation festhält. 
 
Die Abgasbestimmungen der EU-Sportbootrichtlinie sollen die bisherigen schweizerischen Ab-
gasnormen grundsätzlich ersetzen. Bezüglich 2-Takt-Motoren sollen die EU-Normen jedoch 
nicht übernommen werden, da die EU-Richtlinie wesentlich geringere Anforderungen als die 
bisherigen Schweizer Normen stellt. Neu sollen auch für Schiffsführer Blutalkoholgrenzwerte 
eingeführt werden - 0,5 Promille für Schiffsführer, 0,2 Promille bei Fahrgast- und Güterschiffen. 
Die Regierung erachtet die vorgeschlagenen Grenzwerte als sinnvoll. Damit wird eine zum 
Strassenverkehrsrecht analoge, eindeutige Rechtslage geschaffen und eine uneinheitliche 
Rechtsanwendung durch die Gerichte vermieden. 
 

Regierung begrüsst Änderung der Waffenverordnung 
Der Regierungsrat äussert sich positiv zur vom Bund vorgeschlagenen Revision der Verord-
nung über Waffen, Waffenzubehör und Munition. Dabei geht es um die Umsetzung der bereits 
in der Volksabstimmung vom 5. Juni 2005 beschlossenen Änderungen des Waffengesetzes im 
Rahmen des Abkommens Schengen-Dublin. Die vorgeschlagenen Anpassungen sind nach 
Ansicht des Regierungsrates praktikabel und sinnvoll, wie er in seiner Vernehmlassung an das 
Eidgenössische Justiz- und Polizeidepartement festhält. 
 



Die Verordnung präzisiert das Verfahren zur Ausstellung des Europäischen Feuerwaffenpas-
ses und legt die Formalitäten für die Waffenausfuhr nach europäischem Standard fest. 
Daneben wird die Ausgestaltung des Bewilligungsverfahrens zum Erwerb von Feuerwaffen 
durch Erbgang geregelt. Schliesslich wird festgehalten, welche Angaben die Hersteller auf den 
Feuerwaffen anzubringen haben. 
 

15'000 Franken für Opfer des Erdbebens im indonesischen Java 
Der Regierungsrat hat als Soforthilfsmassnahme für die betroffene Bevölkerung im Erdbeben-
gebiet um die Stadt Yogyakarta einen Betrag von 15'000 Franken gesprochen. Damit wird die 
Hilfsaktion des Schweizerischen Roten Kreuzes unterstützt. Im Vordergrund der Aktivitäten 
steht die Versorgung der betroffenen Bevölkerung mit Zelten, Medikamenten und anderen 
Hilfsgütern. 
 

Genehmigung eines Gemeindeerlasses 
Der Regierungsrat hat die von der Gemeindeversammlung Bargen am 25. November 2005 
beschlossene Einzonung von einzelnen Parzellen von der Landwirtschaftszone in die Wohn-
zone W2 genehmigt. 
 

Amtsjubiläum 
Der Regierungsrat hat Ulrich Krauel, Korporal bei der Schaffhauser Polizei, der am 15. Juni 
2006 das 25-jährige Amtsjubiläum begehen kann, seinen Dank für dessen bisherige Tätigkeit 
im Dienste der Öffentlichkeit ausgesprochen. 
 
 
Schaffhausen, 30. Mai 2006     Staatskanzlei Schaffhausen 
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